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Die Kriegsgefahr.
Unsere Lage ist schlimm, sehr schlimm. Wahrend

wir diese Zeilen schreiben,hält es zwar so Mancher noch

für möglich,daß der Frieden erhaltenwerden kann, aber
ebenso möglich ist es, daß»derKrieg»gegen Oesterreich
ausbricht, ehe noch von Seiten der Regierungiin cEnt-
ferntesten an die Wiederherstellungdes Inneren Frie-

dens gedacht ist. Vielleicht ist er gar schonin dem

Augenblickeausgebrochen, wo unsere Leser dieses Blatt

iu die Hand nehmen.
»

Wie die Dinge jetztstehen,kann das preusiischeVolk
ihn nicht verhindern. Hat doch die Regierung schon
vor länger als zwei Jahren durch»den·Munddes Gra-

sen von Bismarck erklärt, daß sie einen Krieg,wenn

sie ilsn für nöthig halte, auch ohne»dieZustimmung
nnsekerVertreter führenwerde. Ja, sie hat durch»den-
selbenMund uns zu wissen gethan, daß siedas nothige
Geld, wenn die Abgeordnetenes nicht bewilligenwoll-

ten, überall da nehmen werde, wo sie es fande.
Aber gesetzt den Füll»die Minister anderten noch

heute ihren Sinn, sie beriefen noch heute das Abgeord-
netenbaus, um den Beginn des Krieges von seiner Geld-
bewilligung abhängigzu machen,so ist es doch sehr»die

Frage, ob sie den Krieg wirklich noch Des-melden

können, auch wenn sie es wollen. Denn so stehen
jetzt leider Gottes die Dinge, daß es ihnen vielleicht
schon unmöglichist, denFriedenzuerhalten,ohneden

preußischenStaat in dieschrmpfltchsteAbhängigkeitvon

der österreichischenRegierungzu bringen.
« Skchenwir zu, wie das zu Wege gebracht wor-

tsen it.

Jeder Kundigeweiß,und unsere-Ministerwissen es

ebenso gut, wie wir, daß das Haus Halisburg, das

über Oesterreich regiert, schonseit Jahrhundertender

eifrigste und hartnäckigsteFeind des preußischen
Staates ist. Die österreichischenKaiser sind Jahr-
hunderte lang die schlimmsten Beschädigerdeutschen
Rechtes und deutscher Freiheit gewesen. Sie haben
immer darnachgekküchiek-Preußen zu erniedrigen und

zu verkleinern,indem sie es mit Deutschlandund wo

möglichmit ganz Europa entzweiten. Sie sind immer
bestrebt gewesen, Deutschland dadurch zu beherrschen,
daß sie es uneinig und schwach erhielten. Dennoch
haben unsere Minister bei dem Streite mit Dänemark
die ehrlich dargebotene Hand des deutschen Volkes
zurückgestoßenund dafür die Bundesgenossenschaftdes
treulosen Oesterreich erwählt. Und dann haben sie
mit demselben Oesterreichüber Schleswig-Holsteinnoch
gar Verträgegeschlossen,als ob sie diese Länder durch
den dänischenKrieg nicht befreit, sondern erobert hätten.
Da ist denn natürlich eingetroffen,was wir Alle ihnen
vorher-gesagthaben: Aus der falschenFreundschaftist
die offenste Feindschaft geworden. Selbst wenn wir
jetzt das liberalste und volksthünilichste-Min,isteriuin
bekämen,ein Ministerium, dcni das Recht Schleswig-
Holstciiis, das Recht Deutschlands ganz ebenso ain

Herzen läge, wie das eigene Recht des preußischen
Staates: selbst dann wäre es wohl möglich,daß wir
Oesterreich gegenüberdas Recht nur mit dem Schwert
in der Hand behaupten könnten. Gewiß ist es schlimm,
daß es dahin hat kommen müsen. Aber geschehene
Dinge sind nicht zu ändern. Wir können nichts weiter
thun, als die schlimmen Folgen, die sie noch weiter
haben könnten,zum Guten zu wenden, so viel wir ver-

mölgen
Und ein Volk vermag viel, wenn es nur

Wl .-

Unserem Willen aber werden wir nur dann die

nöthigeStärke geben, wenn wir die ganze Größe der
Gefahr uns vor Augen stellen.

« ,

Wir sagten vorher, daß der Fkledekhden die
jekigenMinister noch schließenkönnen, unseren Staat niögicher

Weise von Oesterreich abhängigmachen würde. Aber
wir müssenauch sagen, daß der Krieg, der unter ihrer
Leitunggeführtwürde, Preußen und ganz Deutschland
sehr leicht unter die Herrschaftvon Frankreich»bringen
kann· Preußen hat unter dem gegenwartigen
Ministerium für den Fall eines Krieges keinen»einzigen
sicherenBundesgenossen als Italien ganz allein,denn

Italien fordert mit vollem Rechte das italienische
Venetien von Oesterreichzurück. Oeftekteich dagegen

ljhat zu Bundesgenossenalle prcnßenseindlichcnRegie-



rungen der mittleren nnd kleinerenStaaten in Deutsch-
land. s ist ihrer so lange sicher, als die Bevöl-

kerung dieser Staaten sie nicht zwingt, sich auf
Preußens Seite zu stellen. Aber diese Bevölkerung
wird sie nicht eherdazu zwingen, als bis wir in Preußen
eine andere Regierunghaben als die jetzige,das will sagen:
eine prenßischcRegierung,welche von allen Deutschen
nicht als der Feind, sondern als der Freund und der

starke Beschütjekihres Rechtes und ihrer Freiheit be-

trachtet wird.
So sind denn die Kräfte, die sich bekämpfensollen,

ziemtichxgleichgewogen, und es wird ein langer und

harter Kampf werden, ehe der Sieg sich für die eine

oder·die andere Seite entscheidet. Gleichwohl hätten
wir Immer noch guten Grund, zu erwarten, daß Preu-
Bctl doch am Ende den Sieg davon tragen wird. Aber

wehe uns, wenn währenddieses Krieges Frankreich sein
Schwert in die Wagschale wirft! Tritt es auf die
Seite esterreichs, dann ist nach menschlichemErmessen
unsere Niederlagegewiß. Tritt es dagegen, wie unsere
Diplomaten erwarten, auf Preußens Seite, dann wird

wohl Oesterreich unterliegen, und Preußen wird nicht
blos durch Schleswig-Holstein, sondern wohl noch um

ein anderes gutes Stück des nördlichenDeutschlands
vergrößertwerden. Aber dieser Gewinn wäre ein
schwereres Ungliickals selbst der Verlust Schlesiens an

Oesterreich und der WittenbergischenLande an Sachsen.
Denn wir würden denselben dadurch erkanfen müssen,
daß wir zum Lohn für die geleistete Hülfe unsere
kliheinprovinz,sei es ganz oder zum Theil, und ebenso
ältheinbayernund Rheinhesfenan Frankreich abtreten.
Ja, wir würden uns vielleicht auch für die Zukunft in
allen Dingen dem Willen Frankreichs fügen müssen,
weil es ja dann jeden Augenblickin der Lage wäre, im

Bunde«lnit Oefterreich und den süddeutschenFürsten den

ganzen preußischenStaat zu zertrümmern.—- Und nicht
das allein. Zu der Schwächng unserer Macht müßten
wir noch Knechtfchast und Armuth im eigenen Lande
mit in den Kauf nehmen. Denn es wäre wenig Hoff-
nung vorhanden auf eine liberale Regierung, welche die

Hebung des Wohlstandes fördern könnte.
Aber vielleichtbleibt Napoleon in dem Kampfe

zwischenPWUBSUm1d«Ocsterreichwiklichneutral. Wird

derselbe darum einen besserenAusgang für uns nehmen?
Wir antworten: Nein! Denn der Kampf gegen Oester-
reich mit fast gleichenKräften wird uns, anch wenn

wir Sieger bleiben, doch so erschöpfen,daß Napoleon
erst recht mit uns machen kann, was er will. Er wird
es dann sein, der uns den Frieden vorschreibt. Und

dieser Frieden, dem wir uns dann fügenmüßten, würde

wahrhaftig nicht günstiger und nicht ehrenvoller sein,
als wenn er unser hülfreicherBundesgenosse gewesen
ware.

So sind wir denn in der Lage, daß der Sieg über
Oesterrcich uns wahrscheinlichebenso unglücklichmachen
würde wie eine Niederlage, und daß demnach die Er-

haltung ».desFriedens schwerlichals ein Glück zn be-
trachten Ist.

Das ist wahrlich eine grausame Lage, aus der
wir um jeden Preis uns befreienmüssen.Wir können
es, wenn wir es wollen. Wir müssen nur in voll-

ständigerEinigkeit, und zwar nicht blos bei den bevor-
stehenden Wahlen, unablässigund mit unserer ganzen
Kraft alle diejenigen Mittel anwenden, die die Gesetze
und die Verfassung uns in dte Hand gegeben haben.
Wir müssen sie anwenden zu dem Einen Zwecke, um,
sei es vor dem Beginne des Krieges,»sei es während
desselben, die Einsetznng eines Ministeriumszu er-

langen, welches in voller Uebereinsttntmnng mit un-

serem Abgeordnetenhanse sich befindet, und welches
eben dadurch auch das Vertrauen der Deutschen außer-
halb Preußens siir sich und unseren Staat gewinnt.
Dann wird vielleicht Oesterreich selbst vom Kriege
zurückstehen;wenn es aber, was freilich wahrscheinlicher
ist, auf seinem Sinne beharrt, so werden die Deutschen
in den mittleren und kleinen Staaten es nicht dulden,
daß ihre Regierungen auf die Seite Oesterreichs treten.
Sie werden sie vielmehr nöthigen, sich-an Preußen an-

zuschließen,das ja dann wieder der Freund und der

starke BeschützerdeutschenRechtes und deutscherFreiheit
gewordenwäre,

Denke ein Jeder von»uns daran, daß es auch
seine Schuld ist, wenn wir das nicht durchsehen, und
wenn dann das Unglückdes ganzen Landes auch aus
s ein Haupt kommt.

Politische Mondenschein

Preußen. Seit unserer letzten Wochenschauhaben sich
die Aussichtenauf den Ausbruch eines Krieges sehr schnell
gesteigert. Fast die ganze preußischeArmee ist mobil gemacht,
und es finden sowohl an der österreichischenwie an der

sächsischenGrenze Truppenkonzentrationen statt, welche be-

sonders in Sachsen die größtenBesorgnissevor einem Ein-

marsch preußischerTrupp-In wachgerufen haben. Schon in

der vorigen Woche theilten wir mit, daß die preußischeRe-

gierung von Sachsen das Rückgängigmachender getroffenen
Rüstungen verlangt habe. Sachsen hat darauf geantwortet,
daß dieselben rein defensiverNatur seien, und sich um Schutz
gegen die gefürchteteVergewaltigungan den Bund gewandt-
Es wurde in Folge desseneine außerordentlicheSitzung des

Bundestages anberaumt, in welcherSachsen einen Beschluß
des Bundes forderte, durch welchen Preußen auf Grund des

Artikels 11 der Bundesakte (in welchem die Bundesglieder
sich verpflichten, einander unter keinerlei Vom-and zu be-

kriegen, sondern ihre Streitigkeiten bei der Bundesverfamuk
lung anzubringen) um eine beruhige»nde»Ekk»lclrungersucht
wird, damit die Bundesversammlung Mcht M die Lage komme,
den·Artikel 19 der Wiener SchlUBakteOVEUUThåkcichkeiken
zwischenBundesgliedern zu besvkgjknsind, so ist die Bundes-

versammlungberufen, vorläusige aßregelnzu ergreifen, wo-

durch jeder Selbsthülfe vol-gebeugtwird) in Anwendung zu

bringen. Sachsen legte »diepreußischeSommationsdepesche
vom 27. v. M. sowie seine darauf ergangene Antwort vor

und fügte hinzu: Gras Bismarck habe erklärt, daß Preußen,
da die von Sachsen gegebene Aufklärung als befriedigend
nicht zu betrachten sei, Nichts übrig bleiben·werde, als die

angedrohlenMaßregelnauszuführen und die Korrespondenz
über die Angelegenheitals geschlossenanzusehen. Sachsen.
welchesseine Vundespflichtstets treu erfüllthabe, wende sich
nun vertrauensvollan den Bund mit dem Antrage:



Die Hohe Bundesversammlung wolleungesäumtbe-

schließen,die königlichpreußischeRegierungdarum anzu-
gehen, daß durch geeignete Erklärung dem Bundemit

Rücksichtauf Art· 11 der Bundesakie volle Beruhigung
gewährtwerde.

»

Die Abstimmungüber diesen Antraa soll am nachsten
Mittwoch stattfinden. Der Gesandke PleUßeIIserklärte
zunächst,eine weitere AeußerungPreußens, als die Depesche
vom 27. April, liege nicht vorz Aus letzterergehein keiner
Weise hervor, daß die preußischenMrlitar-!s.llaßregelnAihren

defensivenCharakter verleugnen werden,welchesdeni Verhal-
ten Preußens in der gegenwärtien Krisis zur Richtschnur

aedient habe. Es sei mithin kein nlaß zur Anwendung von
Art. 19 der Wiens-r Schlußaktevorhanden. »Derpreußische
Gesandte fügte noch Einiges über die allgemeine Lagehiniii.

Dieser Erklärung gegenüberbezog sichder östt’kk"chllcheGe«

sandte auf die von ihm in der Sitzung vom 21. v. Mis-
abgeqebenefeierliche Erklärung; er hob·fernerhervoLdaß
die österreichischenRiistiingengegen Italien nur den Schutz
der Jntegrität der österreichischenMonarchie zum Zweck hatten.

Wie die Abstimmung über dieien Antrag aiisfallen wird,

wissen wir beim Schluß unseres Blattes noch nicht.» Obsich
das Gerücht bestätigenwird, daß Preußen bei einer ihm

ungünstigenEntscheidung des Bundestagesaus dem Bund

austreten wird, wird abzuwarten sein. ·

Daß unter den kriegerischeiiAussichten die Frage Wegen
Einberufung eines deutschen Parlamentes etwas in

den Hintergrund getreten ist, darf nicht Wunder nehmen.
Wie man hört, wird der mit der Vorberathung des preu-

ßischenAntrages beschäftigteAusschußdes Bundestages be-
antragen, daß der Bundestag sichim Prinzip für die Ein-

berufung des deutschenParlainentes ausspreche,jedochvon

Preußen verlange, daß es vorerst seine Vorschlägein Betress
der beabsichtigten Reform verlege. Da Preußen sich ent-

schieden weigert, dies zu thun, so dürfte die Frage auf die

lange Bank geschobenwerden.

Es ist ganz natürlich,daß man sichgegenüberder Erwar-

tung auf einen großenundbedeutungsvollenKrieg«dieFragen
vorlegt: hat unsere Regierungsich nach den nöt igen Ver-

bündeten umgesehen, und hat sie die Geldmittel zur

Führung eines Krieges? »

Was die erste Frage anbetrifft, so haben wir sie schon
wiederholt in unserem Biaite dahin beantwortet, daß der

Regierung leider der sicherste Und beste Bundesgenosse
Preußens, das deutsche Volk, fehlt. Ueber die

sonstigen möglichenBundesgenossenlauten die Nachrichten so
Verschieden-daß es schwer ist, das heraugjusindejp
Wahrscheinlichist, daß eine Verabredung mit Jkasien
und wahrscheinlichauch mit Frankreichexistikt. Was nun

aber die zweiteFrage anbelangt,so»wissenwir nicht, wie sich
die Regierung die nöthigenGeldniittelverschaffenwill» Die

Kosten, welche durch die Mobilisirungder Armee verursacht
worden, belaufen sich, wenn die Armee nur 6 Monate auf
diesem Kriegsfuße bleib-, auf 80—100 Millionen Thaiey
Und leihstdiejenigem welche von den bereiten Geldmitteln
der ReglekUUssich die kühnstenVorstellungenmachen, wagen
sich nicht an iolche Summen. Es liegt also nahe-,daß man

glaubt, die Regierung werde die Kammern zur Bewilligung
einer Anleihe zusammenberufen,und es wird deßhalbauch

bleiesGerücht vielfach verbreitet, doch tritt man in den

Kkelsenzwelche die Ansichtender Regierungtheilen, demselben
iehk bestimmt entgegen.

JU ganz Deutschland rüstensämmtlicheStaaten, ob dies
ZU dem Zweck geschicht,die pfellßischeRegierung in ihrem
Vorgehen zu unterstützen,möchtenwir ernstlich bezweifeln.

Noch immer"" finden Kundgebungeii des Volkes

gegen den Krieg statt. Eine Kundgebung im entgegen-
gesetzten Sinne- welche von der sogenanntenkonservativen
Seite hier in Berlin versucht worden ist, hat ein sehr klag-
liches Ende genommen, ebenso der«Versuch,einen Verein
von Freunden der MilitärsReorganlsatlvn zu AMI-

den. Es haben sich bei demselbenim Ganzen acht Per-

sonen betheiligt.
Als ein wichtiger Grund fük die MilitärsRe·organi-

sation ist von der Staatsregierung häufigangerhrt Wel-

den, daß die Militärpfliclkstder Landwehr verringert werde,
weil die Dienstpflicht 2 Jahre früher aufhöre, und weil nicht
mehr nöthig sei, Landwehrmänner vor entstehendeinKriege
aus ihren bürgerlichenVerhältnissenherauszureißen.Auch
der im Amtsblatt der potsdamer Regierung vom 27. April
d. J. bifindliche politischeLeitartikel betont es, daß die

Landwehr nicht einberufen sei. und führt zur Ver-

herrlichung der Militär-Reorganisation aus, daß man dieses
Mal in Preußen trotz der kriegerischenAussichten nicht zur
Mobilmachirng, noch zur Kriegsbereitschaftmit Einberufung
aller Reserven habe schreiten müssen. Diese Ausführungen
weiden jetzt durch die Thatsache der Mobilinachung der

Armee widerlegt, aber daß sie auch schon vor der Mobil-

rnachung irrshünilichwaren, das zeigt eine Korrespondenzaus

Straußberg, welche die »Volks-Ztg.«bringt, und welche
wir, bei der Wichtigkeitder Reorganisationsfrage für unser
Verfassungsleben, hier folgen lassen. Sie lautet: Der Thier-
arti 1. Kl. Hi. Kuntze hierselbst ist irn Jahre 1859 zur Land-
wehr 2. Aufgebots übergetreten,würde daher nach dem Gesetz
vom 3. September 18l4 im Laufe des nächstenJahres
zum Landsturin zu rechnen sein, für den Fall, daß aber die

Reorganisation jetzt schon für maßgebenderachtet wird,
gegenwärtig überhaupt nicht mehr diestpflichtig sein. —-

Hr. Kuntze ist dessenungeachtetseit dem 4. April d. J. ein-

gezogen, hat Frau und Kind und einen greiseii Vater, sowie
eine gewiniirisiche Praxis verlassen müssen, iim in Berlin
Soldat zu sein. Wie stimmt die Einberufung dieses Land-

wehrniaiines 2. Ausgebots mit den Behauptungen des Amts-
blattes überein? — Wenn es bei der Ziisaininenziehungder

Artillerie an Thierärztenfehlt, so sollte, meinen wir, die

MilitärverwaltiingFriiwillige ausrufen und sie angemessen
für die zu leistenden Dienste entschädigen.Werden Landwehr-
leute 2. Aufgebotswährenddes Friedens einberufen,so machen
sich unseres Erachtens nach diejenigen Militärbefehssbabey
Welche dergleichen anordnen oder geschehenlassen, regres;-
pflichtig Freilichwürde der RechtswegrnöglicherWeisedurch
«den Kompetenz-Gerichtshof abgeschnitten. —- llebiigens ist
Hsrr Kunlze vielleicht der einzigeLandwehrmann Aufge-
bots, welcher einberufen ist, aber keineswegs der einzige Land-

wehrmann iib rhauiit; denn aus einigen DörfeM thiitlekGE-

gend sind Landwehrleute der Artillerie Mehlfacheinberuer-
wir könnten sie namentlich aufführen-«

Am Montag, 7. d. M. wurde ein Mordversuch auf
den Grafen Bismaer gemacht. Der Thäter schoßdie

fünf Läufe eines-Revolvers aus den Grafen ab, verwunderte
deIlielbrn jedoch nicht.« Fieberdle Beweggründezu diesern
Verbrechen herrscht vollslandrges Dunkel, welches wohl nie

aufgebellt werden wird, da der Verbrecher sich das Leben ge-

nommen hat.

Sachsen. Jn Sachsen sindet die Politik des Herrn von

Beust ganz entschiedene Mißbilligung Wenn inan auch
weit entfernt ist, dem System des Grafen Bismarck Beifall
zu zollen, so etk nnt man doch, daß Preußender Staat ist,
von dessen Führerschaftdas Wohl Deutschlands abhängt,und



daß ldie Hinneigung der Regierung zukOesterreichnur nach-
theilige Folgen für das Land haben kann. Jetzt, wo die

Gefahr für das Land, in Folge der Politik des Herrn von

Beust, durchpreußischeTruppen besetztzu werden, sehr nahe
gerücktist, haben der Stadtrath und der Gemeinde-
r ath der« Stadt Leipzig eine dringendeVorstellung an die

Regierung gerichtet,in welcher sie von dem Beharren bei der

gegenwärtigenPolitik abrathen. Es heißt darin: Unser
gutherziges Zuwarten hat seine durch die Pflicht uns vorge-
zeichnete Grenze. Und an diesem lauben wir in dieser
Stunde angelangt zu sein. Die neue e diplomatischeKorres-

Pondenz läßt keinen Zweifel mehr darüber aufkommen, daß
die Stellung, welche unserer Regierung dem Königreiche
Preußengegenüberbeigemessenwird, die willkommene Hand-
habe bieten soll, um den Bürgerkrieg über unser deut-

sches Vaterland zu verhängen. — —-

Wer die Lösung der Frage der 4Reform der

deutschen Bundesverfassung ehrlich will, kann den

Krieg nicht wollen. Will nun Sachsen die Reform im
nationalen Sinne wahr und wahrhaftig, so darf es dem

Kriege keinen Vorwand darbieten. Hieran stelltder Rath
den förmlichen Antrag: »das Gesammtministerium
wolle jegliche Maßregel, die als Kriegsriiftung
gedeutet werden könnte, so weit sie bereits ge-
troffen worden, wieder rückgängig machen oder
die Richtigkeit der Gerüchte darüber entschieden
und offenkundig darlegen.«

Oesterreith. Die Rüstungen des Kaiserstaates nehmen
immer größereDimensionen an, sie sollen, wie sich ein öster-
reichischesBlatt ausdrückt,so groß werden, daß sie die ganze
Welt in Erstaunen setzen werden. Um das Geld zu diesen
gewaltigen Anstrengungen zu erhalten, greift man in Wien zu —.

den verzweifelisten Mitteln: Man verpfändetdie Domänen,

ja sogar das Salzbergwerk Wilitzkahat man für 10 Mil-
lionen Gulden verpsändet,und jetzt giebt man Staats-
bantnoten aus, welche schonjetztnur mit 3,-«4ihres Nominal-

werthes angenommen werden.

Italien. Die Begeisterung für einen Krieg gegen
Qesterreich zur Befreiung Venedigs ist allgemein. Die

Militärpflichtigeneilen ohne Zögern zu den Fahnen und

allenthalben melden sich noch Schaaren von Freiwilligen,
welche wünschen,an dem KampfeTheil zu nehmen. Gart-
baldi wird einen Theil der Truppen anführen.

Woran erkennen wir unsere Freunde?
Jn dem Wirrsal von politischen Projekten, die uns um-

schwärmen,und dem rücksichtslosenWechsel der Meinungen,
den wir bei vielen unserer alten Gegner eintreten sehen, kann
Einem öfter ganz angstwerden. Was soll man davon den-

ken, wenn man einen Kreuzzieitungsmann vom reinsten
Wasser für Parlament und Deutsche Einheit sich be-

geistern hört, oder wenn man gar erlebt, daß der gnädige
Herr auf dem Gute jetzt sur das allgemeine, gleiche und
direkte Stimmrecht schwärmt·Habeich es doch mit eigenen
Ohren gehört, wie ein Ofsizier mitten unter seinen Kamera-
den in einem öffentlichenLokale gesagt hgt, es sei schrecklich,
wie Preußen immer mit Militärlasten uberbürdet sei, nur

um der vielen Deutschen Fürstenwillen, und das müssean-

ders werden, u. s. w. Wenn man das Alles jetzt mit an-

hört, so ist es Einem ost, als wenn man sichselbst hörte.
Das haben wir Fortschrittsmänner ja immer gesagt,
daßwir schon um deßwillen ein Deutsches Reich machen;
müssen,damit wir Preußen nicht immer die Milliar-
last für Deutschland tragen müssenund auch, daß wir das

ZeutscheReich nur mit einem deutschenParlament bekommen
onnen.

«

Wenn wir das aber frühersagten, so schimpftengerade
die auf uns ganz schrecklich,welche jetzt am lautesten vom

deutschenParlament und deutscher Einheit sprechen. Sie
nannten uns dann demokratischeWühler und unvckbe ek-

liche Revolutionairs und wenn sie ein Mal recht glimp ich
mit Einem von uns umgehenWvllien, dann hieß es: »Ihr
seid Schwåtmct. Das sind ja Alles nur schöneTräume
mit Eurer deutschen Einheit und EuremParlament. Da-
raus kann nichts werden, das ist gänzlichUnpraktisch, stört
nur Ruhe und Frieden und nach aller Unruhe würde das
Ende vom Liede doch nur sein, daß Jhr nachher noch mehr
zahlen müßt, als vorher.«

Heute ist das nun Alles nicht blos recht praktisch und

ausführbar, sondern wir bekommen von den Herren noch
Vorwürfe, daß wir Preußen uns so lange eine solche un-

billige Behandlungin Deutschland haben gefallen lassen! Ha-
ben sich die Herren nun alle über Nacht bekehrt, sind sie
Alle jetzt»zur Fortschrittspartei oder gar zur guten, alten
demokratischenPartei von 1848 übergegangen?Wir wissen
es nicht und maßen uns auch nicht an, den Menschen in
das Herz zu sehen. Wir können also nicht sagen, ob ihnen
das auch im Herzen lebt, was heute ihre Lippen bekennen-

Verwirrend aber ist die Sache, wenn man nicht einen

Prüfstein findet, an dem man erfahren kann, wie einer sich
zum Volke verhält, ob man es mit einem alten Freunde zu
than hat, oder mit einem der neugebackenenFreunde, die

eben ganz warm aus dem Ofen der Kreuzkeitungsparteige-
kommen sind. Einen solchen Prüfstein giebt es aber glück-
licher «Weiseund das ist kein anderer als die Geldfrnge.

Wenn diese Leute vom Parlament und deutscher Einheit,
von Krieg gegen das ultramontaneOesterreich und der Macht-

erweiterungPreußenssprechen,wenn sie unsereStimmen für
sichverlangen, und uns alle diese schönenDinge-, für die

wir ja auch immer gewesen sind, verschaffen, so dürfen
wir sie nur nach dem Geldpunkte fragen, und wie sie

wollen, daß es mit der Bewilligung von Geldern Und dem

Rechte sie zu veransgaben gehalten werden soll, um zu

wissen, wie wir mit ihnen daran sind.
Wer dafür ist, daß die Vertreter des Volkes alle

Steuern und alle Ausgaben zu überwachen haben, daß
keine Steuer vom Volke erhoben werden foll, welche
die Abgeordneten nicht bewilligt haben, daß keine Aus-

gabe von einem Minister gemacht werden darf, solange
dieselbe Uscht von den Abgeordneten für recht erkannt
und bewilligt ist, daß vor Allem ein Staatshaushalts-
gesetz Iohrlich zu Stande kommen muß, und wenn wir
10 Ministerwechseloder 10 Neuwahlen für das Abgeordneten-
haus oder 500 neue Herrenhausmitglieder bekommen sollen,
der ist unser Freund.

Alles Andre muß diesem »Mllß« des jährlichenZu-
standekommensdes SiaatshaushaltssGesetzesuntergeordnet
werden, damit das Volk sicher ist, daß die Regierungniemals

auf die Dauer von den Wünschen und dem Willen des
steuerzahlendenVolkes, d. h. des Ernährersdes Staats sich
abwenden kann.

Wenn wir das erst sicher und fest haben, dann werden

wir auch mit der Zeit alles Andere bekommen, nicht blos

Parlament Und deutscheEinheit, sondern auch das, was uns

noch näher liegt, eine gute Gemeinde- und-Kreisordnung,
eine gute Schule und besonders die Ermasngung unsrer
Steuern und Militürlasten.
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